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Letzte Warnung 
an die Uneinsichtigen

Ich kreuze ständig mit meinen Flugzeug-
trägern
vor deinen Küsten -
ich überfliege mit meinen Aufklärern
täglich deine große Stadt -
ich verminte deine Häfen
in einem weiten Halbrund -
ich unterstütze großzügig deine wenigen 
Feinde im Innern -
ich rüste sogar deine Nachbarn auf
gegen dich und übe täglich kleine Angriffe
auf dich -
von jeder Seite her.

Aber du hast
für meine fortgesetzten Friedensbemü-
hungen
kein Verständnis.
Uneinsichtig erlaubst du
fremden Staaten
dir Waffen zu schicken.
Fühlst du nicht,
daß du mich bedrohst? Mich und deine 
Nachbarn?

Wie lange meinst du
werde ich noch zuschauen
wie du vor meinen Augen
für deine Verteidigung
Vorbereitungen triffst?

Meinst du ich kann in mir
keine ausreichende Angst
vor dir mobilisieren?
Meinst du meine Stahlindustrie
kann auch meine Nerven härten?
Du irrst dich!

Mühevoll und kostenreich
versuche ich seit Jahren
dein Land in den Abgrund
zu stürzen.
Aber du bist uneinsichtig
und wehrst dich verzweifelt.
Soll denn meiner schweren Arbeit
gar kein bescheidener Lohn sein?
Ich weiß beim besten Willen nicht,
ob meine Friedensbereitschaft so weit 
reicht,
daß ich dir
dieses Treiben
noch lange
durchgehen lassen kann.

Oder:
Wie viele falsche Nachrichten
braucht man
um aus einem unerklärten Krieg
einen öffentlichen
Verteidigungsfall
zu machen?

Franz Xaver Kroetz  
                                                                                                                       

Bundeswehr rüstet zum 
„Endkampf“
Die Kommunen haben kein Geld 
für die Daseinsfürsorge. Aber - 
es gibt für Afghanistan 850 Sol-
daten zusätzlich (350 davon als 
„Einsatzreserve“), die Aufsto-
ckung der Kriegskasse für den
Afghanistan-Einsatz in den 
nächsten zwölf Monaten um 
mehr als 271 Millionen Euro und 
sogenannte „einsatzbedingte 
Zusatzkosten“ für den Krieg
in Afghanistan von mehr als ei-
ner Milliarde Euro im laufenden 
Jahr.
Der Kommandeur der deutschen 
Interventionstruppe beschreibt, 
um was es geht: „Wir, die ISAF 
und unsere afghanischen Part-
ner, sind gerade dabei, die Initi-
ative in den von den Taliban 
beherrschten Distrikten um
Kunduz zurückzuerobern“. Dazu
passt: Fast wöchentlich kommen 
jetzt wieder Meldungen von zivi-
len Opfern.

Der ehemalige Staatssekretär im 
Verteidigungsministerium Lothar 
Rühl propagierte schon im De-
zember einen „Endkampf“ in Af-
ghanistan, bei dem Massaker 
wie in Kunduz „noch öfter eintre-
ten“ werden. „Es ist Krieg“,
heißt es in einem Afghanistan-
Beitrag des NDR-Magazins Pan-
orama.
Mitte Januar landete auf dem 
teuer
ausgebauten deutschen Flug-
platz in Mazari Sharif das erste 
Großraumtransportflugzeug
vom Typ Antonow AN-124. Die 
Antonow kann Panzerfahrzeuge,
Artillerie und Hubschrauber bis 
zu einer Gesamtlast von 150
Tonnen transportieren. Auch die 
USArmee verstärkt ihre Truppen 
in der Region massiv. Der Nor-
den wird so zur strategisch be-
deutenden Kampfzone.
Das Gerede vom Ausbildungs-
einsatz der Bundeswehr hat sein 
Verfallsdatum überschritten. 
Trotzdem, neben der Regie-
rungskoalition unterstützen
nach wie vor SPD und Grüne
die neue Dimension des Ein-
satzes.
Zunehmend fragen sich die 
Menschen, warum dieser Irr-
sinn? 
Minister Guttenberg im Interview 
mit „Die Zeit“, am 28. 1.: Es han-
delt „sich in der Gesamtregion 
um ein Kerngebiet, bei dem 
deutsche Sicherheits-, aber auch 
Wirtschaftsinteressen berührt 
sind, Stichwort Energie.“ 
Noch Fragen? 
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Atomwaffen abschaffen
Was vor 50 Jahren mit dem ers-
ten Ostermarsch in Deutschland 
als Widerstand gegen Atomwaf-
fen begann, hat heute nicht nur 
Tradition, sondern ungebrochene 
Aktualität. Denn  das Beharren 
auf atomare Besitzstände und 
Teilhabe – so auch durch 
Deutschland – verschärft die Ge-

gegen die Zivilbevölkerung. Ge-
gen den Willen der großen Bevöl-
kerungsmehrheit in Deutschland 
wird die Anzahl der deutschen 
Truppen in Afghanistan weiter 
erhöht. Ziviler Aufbau ist jedoch 
nur durch den vollständigen Ab-
zug der NATO-Truppen möglich, 
die von der dortigen Bevölkerung 
als Besatzungsmächte wahrge-
nommen und bekämpft werden.
Militär und Rüstungsproduk-
tion führen nicht aus der Kri-
se
Mit der andauernden Wirtschafts-
krise und der zunehmenden 
Angst um Arbeitsplätze bieten 
sich Bundeswehr und Rüstungs-
firmen verstärkt als Arbeitgeber 
an. Militär, Aufrüstung und welt-
weite Bundeswehreinsätze wer-
den jedoch mit unseren 
Steuergeldern finanziert. Dieses 
Geld fehlt zunehmend für drin-
gende Sozialausgaben und sinn-
volle Arbeitsplätze.
Eine andere Welt ist mach-
bar
Durch Politik und Medien werden 
Terrorismushysterie und Islamo-
phobie geschürt. Damit werden 

fahren durch vorhandene und po-
tenziell neue Atommächte. Der 
Atomwaffensperrvertrag steht in 
diesem Jahr in der UNO erneut auf 
dem Prüfstand.
Afghanistan braucht eine Zu-
kunft in Frieden
Die Bundeswehr ist kein Entwick-
lungshelfer in Uniform, sondern 
führt Krieg in Afghanistan – auch 

2010 - wählt Betriebsräte
Ausgangspunkt war die Baumarktkette Bauhaus. Dort wurde von Abtei-
lungsleitern des Unternehmens dieses Unwort verwendet, wenn Kollegen 
aus einer Filiale mit Betriebsrat in eine ohne wechseln wollten. Der Begriff 
„betriebsratsverseucht“ zeigt, wie Menschenrechte und -würde zutiefst ver-
letzt werden. Die gesetzlich geregelte Wahrnehmung von ArbeitnehmerIn-
teressen durch Betriebsräte wird als Seuche dargestellt. Eine Seuche ist 
etwas krankhaftes, das man bekämpfen, ja ausrotten muß. Man will also 

 „betriebsratsverseucht“ - Unwort des Jahres 2009

Ostermarsch 2010
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Ostermarschaufruf 2010 des Ostermarschbüros: 

50 Jahre gegen Atomwaffen und Kriege 
- wir demonstrieren weiter

Lieber die Faust
auf den Tisch,
als die Hände
in die Tasche!        
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Die DKP fordert von 
der Bundesregierung:

 Arbeitsplätze statt 
Kriegseinsätze!

 keine Kriegspropagan-
da, keine Kriegsdro-
hungen !

 Schluss mit dem Waf-
fenhandel !

 Stopp der Umrüstung 
der Bundeswehr in eine 
Interventionsarmee!

 Verteidigungspolitische 
Richtlinien zurückziehen 

 Schluss mit den Aus-
landseinsätzen!

 Deutschland und Euro-
pa dürfen nicht länger 
Drehscheibe und Auf-
marschplatz für die im-
perialistischen Kriege 
sein, d.h.:

 Raus aus der NATO! 
 Raus aus Afghanistan!
 Auflösung aller US-Mili-
tärbasen in Europa!

 Abzug der Atomwaffen 
aus Büchel in der Eifel
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der Abbau demokratischer Grund-
rechte, Aufrüstung und völker-
rechtswidrige Angriffskriege zur 
Durchsetzung geostrategischer 
Interessen vorangetrieben. Die 
wahren Probleme der Menschheit 

sind jedoch andere: Armut, Hunger 
und drohende Klimakatastrophe 
erfordern gemeinsame Anstrengun-
gen der Menschheit. Ohne eine 
konsequente Friedenspolitik ist kei-
nes dieser Problem lösbar.
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das Wenige, das es an innerbe-
trieblicher Demokratie gibt, besei-
tigen, ja die Konzerne hätten die 
Betriebe offensichtlich gern als 
demokratiefreien Raum.
In diesem Jahr finden bis zum 31. 
Mai wieder die Betriebsratswahlen 
statt. Gerade in Zeiten der Krise, 
die noch lange nicht vorbei ist, 
sind Betriebsräte notwendig. Fast 
1,5 Millionen Beschäftigte sind bis 
zu 12 Monate in Kurzarbeit.  
Und auch andere Unternehmen 
fürchten gute Betriebsräte, wie der 
Teufel das Weihwasser. 
Es ist kein Zufall, dass gerade bei 
Beschäftigungsverhältnissen mit 
geringen Löhnen und sehr harter 
Arbeit die Beschäftigten zusätzlich 
entrechtet werden. Bei BAUHAUS 
gibt es von 128 Filialen nur 9 mit 
Betriebsrat. Das ist keine Ausnah-

mesituation, sondern typisch. 
Schließlich funktioniert der 
Niedriglohnsektor nur da, wo 
die Beschäftigten gnadenlos 
gegeneinander ausgespielt wer-
den können. In Betrieben ohne 
Betriebsrat kann sich kaum eine 
gewerkschaftliche Organisation 
entwickeln. Damit bleibt  das 
Lohndumping für die Unterneh-
men gewährleistet. Weitere Bei-
spiele hierfür sind Schlecker, 

Lidl oder auch die gesamte Leihar-
beitsbranche. 
Gerade die Beschäftigten in prekä-
ren Arbeitsverhältnissen werden mit 
solchen Politikern, wie einem Wes-
terwelle konfrontiert. Der erzählt 
ihnen lieber, dass die Harz IV-Zah-
lungen zu hoch sind, als dass er die 
Zustände und Arbeitsbedingungen 
im Niedriglohnsektor anprangert 
und sich für einen ordentlichen 
Mindestlohn, von dem man auch 
leben kann, einsetzt. Dies zeigt um 
so mehr:
Kämpferische Belegschaften und 
klassenbewußte Betriebsräte 
braucht das Land !

Die DKP ruft alle Beschäftigten 
auf, sich an den Betriebsrats-

wahlen zu beteiligen und die Lis-
te der DGB-Gewerkschaften zu 

wählen!
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Bildquelle: „blickpunkt“, März 2010

Kein Naziaufmarsch am 
8. Mai in Wiesbaden und 

auch nicht anderswo!
Laßt uns gemeinsam die Nazis 
am Hauptbahnhof parken!
Treffpunkt am 8. Mai, 9 Uhr am 
Hauptbahnhof Wiesbaden.
Die DKP Frankfurt ruft alle Anti-
faschistinnen und Antifaschisten 
auf, sich am 8. Mai in Wiesbaden 
an der Demonstration gegen die 
Faschisten zu beteiligen!

Was kostet das?
Laut hr, Hessenschau muss per 
Bundesverordnung ein Teil der 
vorhandenen Verkehrsschilder 
durch neue Schilder ersetzt wer-
den.
Fristende für den Austausch: 
z.T. schon der 31.März 2010. 
Für andere haben die Kommu-
nen noch bis zu 10 Jahren Zeit. 
Meist geht es nur um neues 
Schilder-Design.
Auch Frankfurt ist unter Zug-
zwang. 

In den letzten Wochen tobt eine 
Diskussion dazu, was Arbeitslo-
sen zusteht und wozu „man“ sie 
verpflichten können sollte. 

Seit über 30 Jahren gibt es in 
der Bundesrepublik Deutschland 
Arbeitslose, Millionen Arbeitslose. 
Keine Regierung, kein einziger 
Industrieverband hat die Arbeits-
losigkeit beseitigt - ich behaupte: 
sie wollten es auch gar nicht. Es 
geht auch gar nicht darum, die 
Arbeitslosigkeit in den Griff zu 
bekommen. Es geht nur noch um 
die Diffamierung der Arbeitslosen 
als „Drückeberger“ und 
„Faulenzer“.

Vorschläge, Arbeitslose öffent-
liche Arbeiten verrichten zu las-
sen, die die klammen Kommunen 
nur noch schwer leisten können, 
führen hauptsächlich dazu, dass 
Arbeitsplätze in Handwerk und 
Dienstleistung wegfallen. Arbei-
tende und Arbeitslose sollen so 
die Steuergeschenke an die Rei-
chen bezahlen.

Wozu dann das ganze Ge-
tue? Dazu: den Menschen, die 
noch Arbeit haben, Angst zu ma-
chen und sie gegen die Arbeitslo-
sen auf zu hetzen. Nach dem 
alten lateinischen Spruch der 
Herrschenden: “Teile und herr-
sche”.

meint 
Euer Rabe

Im Februar waren in der Stadt Frankfurt 27.800 arbeitslose Menschen 
registriert.  8.000 (29%) bezogen überwiegend Arbeitslosengeld nach 
dem Sozialgesetzbuch (SGB) III. 
Gegenüber dem Vorjahresmonat 2009 nahm ihre Zahl um 1.000 Frau-
en und Männer zu.
19.800 Menschen (71%) wurden mit den Sozialhilfesätzen des SGB II 
(Hartz IV) abgespeist. Ihre Zahl ging im Vergleich zum Vorjahresmo-
nat um 2.200 Personen zurück. Mit diesen Daten nicht erfasst, sind 
u.a. die Menschen, die in Arbeitsgelegenheiten (u.a. 1-Euro-Jobs) tä-
tig waren.
Die Arbeitslosenquote – bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen – 
lag mit 8,2% unter der des Vorjahresmonats, als sie 8,6% betrug. 

Die Welt von Kapital und Arbeit
ausgewählte Arbeitsmarktdaten der Stadt 
Frankfurt am Main:
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Hartz IV  
Vor fünf Jahren traten die Hartz-IVGesetze in Kraft. Sie sollten Arbeits-
plätze schaffen. Stattdessen brachten sie den Menschen Armut, Niedrig-
löhne und viele Ängste. Im Jahr 2002 kündigen Kanzler Schröder (SPD), 
Vize-Kanzler Fischer (Grüne) und die damalige Opposition aus Merkel 
(CDU) und Westerwelle (FDP) die Modernisierung des Arbeitsmarkts an. 
Das große Versprechen: die Arbeitslosigkeit zu halbieren. Aber das Ge-
setz, empfinden Viele als einen Angriff auf ihren Lebensstandard und ihre 
Würde - zu Recht. Schon bald spüren Millionen Menschen die Folgen der 
Hartz-Gesetze: Armut, Ausgrenzung und Schikane.

Verarmung Die Arbeitslosenhilfe wurde abgeschafft. Wer länger als ein 
Jahr arbeitslos ist, erhält nur noch 359 Euro Hartz IV. Heute ist fast jeder 
Fünfte (18 Prozent) von Armut bedroht. Eine Million Menschen sind auf 
Lebensmittelspenden angewiesen. Besonders betroffen sind Kinder: Für 
sie sieht der Hartz-IVRegelsatz im Monat einen Euro für Spielsachen und 
keinen Cent für Bildung vor.
Zumutungen
Jede Arbeit gilt als zumutbar. Erwerbslose werden unter Androhung von 
Strafen zum Lohndumping eingesetzt. Ein-Euro-Jobs vernichten massen-
haft reguläre Arbeitsplätze. Der Trick: Menschen, die so einen Job ausü-
ben, fallen aus der offiziellen Arbeitslosenstatistik heraus. 
Niedriglöhne Mit den Hartz-Gesetzen entsteht ein gigantischer Niedrig-
lohnsektor: Minijobs boomen. Leiharbeit wird staatlich gefördert und brei-
tet sich aus. Jeder fünfte abhängig Beschäftigte  arbeitet mittlerweile im 
Niedriglohnsektor. Subventioniert wird die Lohndrückerei der Arbeitgeber 
durch Steuergeld: 1,3 Millionen Beschäftigte, deren Lohn zum Leben 
nicht reicht, erhalten zusätzlich Hartz IV.


